
 
 

Beschluss 
 
 
Flächendeckender Ausbau des Mobilfunks 

 

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder fassen folgenden 

Beschluss: 

 

1. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder betonen, dass die 

flächendeckende Versorgung mit Mobilfunk zu den grundlegenden Bedürfnissen 

einer modernen Gesellschaft gehört. 

 

2. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs begrüßen daher die beabsichtigte 

Vorlage einer Mobilfunkstrategie der Bundesregierung auch zur Umsetzung der 

Ergebnisse der Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ als ersten Schritt 

auf dem Weg zu einer mit den Ländern abgestimmten Gesamtstrategie zur 

flächendeckenden Sicherstellung der Mobilfunkversorgung in Deutschland. 

 

3. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder sind der Auffassung, 

dass bis 2025 eine flächendeckende Versorgung mit mobilen Sprach- und 

Datendiensten in Deutschland anzustreben ist.  

 

4. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder sind zudem der 

Auffassung, dass die Durchführung der jüngsten Frequenzversteigerung gezeigt 

hat, dass die Art der Bereitstellung von Frequenzen einer kritischen Prüfung 

unterzogen werden sollte. Hauptkritikpunkte waren und sind lange 

Verfahrensdauern und unnötige Einschränkung der Ausbauinvestitionen der 

Netzbetreiber durch zu hohe Gebote. Die Länder sind daher der Auffassung, dass 
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der Bund die bisherige Bereitstellungspraxis zusammen mit den Ländern 

überprüfen sollte. 

 

5. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs bitten die Bundesregierung zu 

prüfen, ob und auf welche Weise eine Verpflichtung zum regionalen 

Infrastruktursharing ohne Beeinträchtigung des Wettbewerbs ausgestaltet werden 

könnte.  

 

6. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder sehen darüber hinaus 

die Notwendigkeit, den bisherigen Mobilfunkausbau massiv zu beschleunigen. Ein 

wesentlicher Aspekt dabei ist die Beschleunigung der Genehmigungsverfahren. 

 

7. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder betonen darüber 

hinaus, dass weitere Anstrengungen unternommen werden müssen, um die 

Akzeptanz des Mobilfunkausbaus vor Ort zu steigern, und sehen dies als Aufgabe 

aller Beteiligten im Schulterschluss, von der Bundesregierung bis hin zu den 

kommunalen Vertretern vor Ort und den Telekommunikationsunternehmen. Die 

Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder appellieren an den Bund, 

Maßnahmen zur Akzeptanzsteigerung schnellstmöglich umzusetzen.  

 

8. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder sind der Auffassung, 

dass die bisherigen Anstrengungen des Bundes im Bereich 5G nicht ausreichend 

sind, um perspektivisch eine breite Versorgung mit 5G in der Fläche zu erreichen. 

Sie fordern den Bund daher auf, insbesondere die angelaufenen 

Fördermaßnahmen aufzustocken, etwa die geplante Förderung von 5G-

Modellregionen in Deutschland auszuweiten und andere Instrumente zur 

Beschleunigung des Aufbaus von 5G in Deutschland zu prüfen.  

 

9. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs fordern die Bundesregierung auf 

sicherzustellen, dass die reservierten Frequenzen zum Betreiben lokaler drahtloser 

Netze zum Angebot von Telekommunikationsdiensten (sog. Campus-Netze) für 

Industrie, Mittelstand, Forschungseinrichtungen oder Landwirtschaft zur 

Ausschöpfung von Innovationspotenzialen schnellstmöglich und zu wirtschaftlich 



attraktiven Entgelten zur Verfügung gestellt werden. Der Aufbau von Campus-

Netzen darf nicht von vornherein durch zu hohe Lizenzgebühren erschwert werden.  

 

10. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder vertreten die 

Auffassung, dass das Schließen von "weißen und grauen Flecken" im 

Mobilfunkbereich eine der wichtigsten infrastrukturpolitischen Zielsetzungen 

darstellt. Die Länder begrüßen daher die Ankündigung des Bundes, die Schließung 

von Mobilfunklücken in Deutschland durch geeignete Maßnahmen, u.a. durch eine 

staatliche Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft unter Berücksichtigung 

beihilferechtlicher und wettbewerblicher Gesichtspunkte prüfen zu wollen. Die 

Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder bitten den Bund, die 

weiteren Schritte in enger Abstimmung mit den Ländern anzugehen. 

 


